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DAS UVG IM FÖDERALEN SYSTEM UND 
SEINE PROBLEME



im Menü über: 

Start > Absatz > 

Listenebene 

Fragmentierung der Lebensunterhaltsleistungen

Es gibt zahlreiche Vollzugs- und Koordinationsprobleme in der Sozialpolitik:

• sozialpol. Risikosituation werden in der Regel durch mehrere institutionelle 
Akteure bearbeitet (Fragmentierung), es gibt vielfältige und sich 
überschneidende Verwaltungszuständigkeiten

– Folge sind Reibungsverluste und ineffizientes bis widersprüchliches 
oder fehlerhaftes Verwaltungshandeln

– Fragmentierte Strukturen führen systematisch zu Situationen 
unangemessener Bearbeitung sozialer Bedarfslagen

• Komplizierte Anträge, Nachweispflichten und Gegenrechnungen führen zu

– Hohen Bürokratieaufwände in den Verwaltungen: geschätzt sind ca.
40 % der Arbeitsaufwände von Leistungssachbearbeitern in
Jobcentern für Verrechnungen und Zuständigkeitsklärungen ohne
nennenswerten Effekt auf das Auszahlungsergebnis

– Nichtinanspruchnahme von Leistungen (BuT, Kinderzuschlag)
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Fragmentierung der Lebensunterhaltsleistungen

Leistungen zum Lebensunterhalt  / Erg. Leistungen zur Minderung bes. Lasten / in Ausnahmen Leistungen zum Lebensunterhalt
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Fragmentierung der Lebensunterhaltsleistungen

• Vier Grundsicherungssysteme nebeneinander:

• Bürgergeld (SGB II) + BuT

• Wohngeld + Kinderzuschlag + BuT

• Grundsicherung / Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII + BuT

• AsylbLG + BuT

• Zahlreiche zusätzliche Systeme mit Relevanz für den Lebensunterhalt:

• Alternativ zum Bürgergeld: BAföG, Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)

• Zusatz (ggf. mit Verrechnung): Kindergeld, Unterhaltsvorschuss, …

• Als Entgeltersatz: Arbeitslosengeld, Rente, Elterngeld, soziale Entschädigung, Krankengeld, 

Pflegeunterstützungsgeld, …

• Ggf. Unterbringung durch Jugendhilfe
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Beziehung des UVG zu anderen Verwaltungsbereichen
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UVG

(Jugendamt)

Jugendhilfe
− UVG nur mit persönlicher Vorsprache 

als Teil der Jugendhilfestrategie vieler 

Jugendämter

− Unterbringung in Einrichtungen und 

andere Lebensunterhaltsleistungen 

des SGB VIII schließen UVG aus

Rentenversicherung
− Waisenrente: Verringert UVG-

Anspruch durch Verrechnung

Lebensunterhaltsleistungen:
− Ausschluss SGB II bei Kindern 

von 12 bis 17 Jahren (Vorrang 

UVG)

− Kinderzuschlag: Anrechnung des 

UVG nur zu 45 %

− Wohngeld: volle Anrechnung

− Kindergeld: Anrechnung in voller 

Höhe

Unterhaltsrückgriff
− UVG als Ermittlungs- und 

eintreibende Behörde

− Datenabruf beim Bundeszentral-

amt für Steuern, Finanzämtern, 

anderen Sozialbehörden

Aufenthaltsrecht
− Klärung Aufenthaltsstatus

Rot = Abhängigkeit von anderen Verwaltungen

Grün = Zuführende oder ‚sensible‘ UVG-Umsetzung

Gelb = Auswirkung von UVG auf andere Verwaltungsbereiche

Wechselseitige 

Anrechnung oder 

Ausschluss

Einseitige 

Berücksichtigung 

bzw. Anrechnung 

(Datenabfrage)
Einseitige 

Berücksichtigung

Sensible 

Bearbeitung
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Nicht rechtlich berücksichtigte Interdependenzen:

➢ Teilhabebedarfe des Kindes (vgl. BuT, Regel- und Mehrbedarfe SGB II)

➢ Aufsichtshandeln der Jugendhilfe

➢ Familien- und Erziehungshilfen

Beziehung des UVG zu anderen Verwaltungsbereichen
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• „Bei der Umsetzung muss sichergestellt werden, dass der unterhaltspflichtige Elternteil 

durch die Reform weder aus der Unterhaltsverpflichtung noch aus dem Unterhaltsrückgriff 

entlassen wird.“

• Dadurch können Verwaltungskosten bei den Ländern und Kommunen eingespart werden 

KSR-Empfehlung 13

Die Kommission empfiehlt, den Parallelbezug von Unterhaltsvorschuss und existenzsichernden 

Sozialleistungen zu beenden.

KSR-Empfehlung 14

Die Kommission empfiehlt, den Unterhaltsrückgriff für sämtliche Sozialleistungen in zentralen, auf 

Rückgriff spezialisierten Einrichtungen zu bündeln.

Ergebnisse der Sozialstaatsreform-Kommission


